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Haushaltsausschuß : 
Sitzung abgebrochen 
Nach anderthalbstündiger Dauer brach am vergangenen Donnerstag (14. Juni) 
Präsident Kantzenbach die erste Sitzung des neu gewählten Haushaltsaus­
schusses ab, nachdem rund 150 Studenten in den Tagungsraum gekommen 
waren. Die Studenten protestierten gegen die nach ihrer Ansicht manipu­
lierte und rechtlich nicht korrekte Wahl des Ausschusses. Dabei war, wie im 
letzten "Uni-Report" berichtet, Heiner Heseler (SHB/sf) als Kandidat der 
stärksten Studentengruppe im Konvent nicht zum Zuge gekommen, dafür 
aber der RCDS-Vertreter Cl aus Schiffel. Der AStA-Vorsitzende Stefan Rabe 
forderte die Unterbrechung der Sitzung und eine Auseinandersetzung über 
das Wahlverfahren. 

Gegen die Wahl hatten Qereit.s Mit­
glieder der Minderheitsfraktion ein 
Wahlprüfungsverfahren beantragt, 
worüber noch nicht entschieden ist. 
Weiterhin hatten sie eine einstweilige 
Anordn.ung beantragt, die vom Ver­
waltungsgericht noch vor der Sitzung 
des Haushaltsausschusses zurückge­
wiesen worden war (s. Artikel "Ge­
richt lehnte Antrag ab"). Der Kon­
ventsvorstand hatte inzwischen, w.ie 
im "Uni-Report-Aktuell" vom 
7.6.1973 berichtet, festgestellt, daß 
die Wahl ordnungsgemäß durchge­
führt worden war und daß die Aus­
schüsse vorbehaltlich der überprü­
fung durch die Rechtsaufsicht (Kul­
tusminister) in Funktion treten. 
Nach diesen Entscheidungen hatte 
Präsident Kantzenbach den schon 
einmal wieqer qllsg~l~d~nen n~us .. 
haltsaussch~ß fü~ 4erl v~H~~n,~~r1et:l 
Donnerstag zu einer Sondersltzung 
eingeladen. Auf der Tagesordnung 
stand eine Anhörung der Fachbe­
reichsvertreter über das Raumvertei­
lungsprogramm nach dem Bezug des 
AfE-Turmes und des neuen Gebäu­
des in Niederursel im Sommer bzw. 
frühen Herbst dieses Jahres. In einer 
weiteren Sitzung sollte nach. seiner 
Terminplanung ein Beschluß über 
das Raumprogramm herbeigeführt 

werden. Diese Entscheidung ist i~so­
fern · äußerst dringlich, da vor der 
Umsetzung bauliche und technische 
Arbeiten geplant oder eingeleitet 
werden müssen. 
Als der Präsident seme Gründe für 
die Einberufung des · Haushaltsaus­
schusses vortragen wollte, kam er 
nicht zu Wort. Darauf brach er die 
Sitzung ab. Eine neue Sitzung wurde 
für den Mittwoch dieser Woche in das 
Rathaus der Stadt Frankfurt einbe­
rufen. 
Über den Verlauf dieser Sitzung 
kann in di·eser Ausgabe aus Gründen 
des Redaktionsschlusses nicht berich­
tet werden. Dies wird nachgeholt. 
Die Verlegung der Sitzung vom 
üblichen Tagungsraum in den 
,!Römer" haben der AStA und der 
SHa/sf sofort nach der Einladung der 
~~ss~!tußmitgli~,~~r in ß-itwr gemein­
samen Presseerklärung scharf kriti­
siert. Sie warfen dem Präsidenten 
und seiner Fraktion vor, die Ausein­
andersetzung eskalieren zu wollen. In 
der Erklärung heißt es wörtlich: "Wir 
werden nicht zulassen, daß alle hoch­
schulpolitisch wichtigen Diskussio­
nen unter Ausschluß der Öffentlich­
keit und außerhalb der Uni geführt 
werden." AbscQließend kündigten sie 
an: "Wir kommen zum Römer!" 

Gericht . lehnte Antrag ab 
Wahl geboten, das ErgebnIS des 
Wahlprüfungsverfahrens abzuwar­
teh, zumal die beiden Ständigen Aus­
schüsse auch wegen des laufenden 
Wahlprüfungsverfahrens damit rech­
nen müssen, daß ihre Entscheidungen 
bei Ungültigkeit der Wahl gleichfalls 
nichtig sind." 

Die Abstimmung· ilber die S"tudentenschaftssatzung mußte wiederholt 'werden, weil die Wahlbeteiligung mit 34,3 Pro­
zent unter dew erforderlichen Quorum von 50 Prozent lag. Im ersten Wahlgang hatten 51 Prozent für den vor .. 
gelegten Satzllng8entwurf gestimmt. Weil 'es das sonnige Wetter zuließ,. hatte man die Wahllokale ins Freie verlegt. 
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Urabstimmung wUrde verlängert 
Bei den Wahlen zum Studentenparlament-vom-5: bis-7. Juni stand auch', der 
Entwurf einer Studentenschaftssatzung zur Abstimmuug. 51 Prozent stimm­
ten für die Satzung, 26,3 Prozent . dagegen, 21,7 Prozeut enthielten sich der · 
Stimme. Da die Wahlbeteiligung. nur 34,3 Prozent betrug-und somit nicht das 
erforderliche Quorum von 50 Prozent aller Wahlberechtigten·err.eicht wurde, 
mußte die Abstimmung wiederholt werden. 

Teach-ins am Donnerstag ist im Rah­
men der ·laufenden Urabstimmung-in 
vollem Umfang gewährleistet. 
Um diesem Bedürfnis Rechnung zu 
tragen, hat der Wahlausschuß vorge­
schlagen, die Urabstimmung zu ver­
Längern. Gegen eine solche Verlänge-

Der zweite Wahlgang war zunächst 
vorn 13. bis 15. Juni festgesetzt. Der. 
Termin wurde am vergangenen Frei­
tag vom Ältestenrat bis zum Mitt­
woch (20. Juni) verlängert. Am Tag 
zuvor hatte der AStA zu einer Uni­
Vollversammlung eingeladen. In der 
Versammlung war geford~rt worden, 
die Abstimmung über die Satzung 
abzubrechen und den AStA aufzu­
fordern, eine neue SCl.tzung vorzu­
legen, in der unter anderem auch das 
politische Mandat verankert ist. Die 

V 11 ·1 g- t ' t d An "ung bestehen keinerlei rechtliche 
o ve~samm uno . s Imm e· em ---- Bedenken. . 

trag mit Mehrheit zu. . ' . . ... , .. " 
Daraufhin trat der Ältestenrat zu- : Das Flugblatt, auf dem der Altesten­
sammen und faßte folgenden Be- rat seine'Entscheidung mitteilt, endet 
'schluß: mit ·dem Satz: "Gegen diesen Be­
<D "DerWahlausschuß-hatdiePflicht, ~ schluß kann .das R~~~tsmittelder An .. 
die satzungsgem~i:ß anberaumte Ur- fechtung. bE;lm Prasldenten .der ~?­
abstimmung ordnungsgemäß weiter- hann Wolfgan~ Gö~the-Umve~~ltat 
zuführen." (Kantzenbach) emgelegt werden. 

Der Antrag auf eine einstweilige An­
ordnung, den Mitglieder der Mind~r­
heitsfraktion im Konvent gestellt 
hatten, wurde am vergangenen Mitt­
woch (13. Juni) vom Verwaltungsge­
richt Frankfurt aus formalen Grün­
den und wegen fehlender Dringlich­
keit zurückgewiesen. Die Antragstel­
ler hatten · erreichen wollen, daß die 
Beratungen und Beschlußfassungen 
des Ständigen Ausschusses für Orga­
nisationsfragen und des Ständigen 
Ausschusses für Haushaltsangelegen­
heiten in der jetzigen Zusammenset­
zung untersagt werden. Denn nach 
Ansicht der Minderheitsfraktion 
waren die Ausschüsse falsch gewanlt 
worden (s. letzten "Uni-Report" Jg.6, 
Nr.5). Deshalb wurde ein Wahlprü­
fungsverfahren beim Kultusminister 
beantragt. 

"Stupa" ist neu gewählt 

® "Gegen eine Verlänger.ung der In den letzten beiden Jahren hatte 
Urabstimmung um dtei Vorlesungs- es um die Satzung der Studenten­
tage (bis Mittwoch, 20. Juni) bestehen schaft eine Reihe von Konflikten ge­
keine Bedenken." geben. Strittig.war die Wahl und Ab­
In der Begründung des 'ÄltestEmrats wahl von Fachschaftsvertretern auf 
heißt es: Vollversammlungen. Nachdem im 
Ein Teil des Parlamentspräsidiums November Üä2 der Hessische Ver­
steht auf dem Standpunkt, daß aufwaltungsger~chtshof die Satzung .für 
Grund eines Beschlusses einer Uni- ungültig erklärt hatte, erließ der Prä­
VoLlversammlung am 14. Juni 1973 sident der Universität eine vorläufige 
die Urabstimmung ausgesetzt werden Satzung im Wege der Rechtsaufsicht. 
solle. Eine solche Aussetz'4-ng kann 
nach Ansicht des Ältestenrats weder 
von dem für die Urabstimmung nicht 
verantwortlichen ASt'A noch vom 
Parlamentspräsidium vorgenommen 
werden, da die Urabstimmung recht­
Lich einwandfrei vom Stupa beschlos­
sen wurde und nU1' durch einen 
gegenteiligen Beschluß rückgängig 

In der Begründung zum Verwal­
tungsgerichtsbeschluß wird ausge­
führt: "Was die zukünftigen Ent­
scheidungen (der Ausschüsse, d. Red.) 
anbelangt, läuft die einstweilige An­
ordnung insoweit auf die zumindest 
für eine gewisse Dauer · angelegte 
Lahmlegung dieser beiden Aus­
schüsse hin. Bei der Abwägung der 
Interessenlage erscheint es 'aQer im 
Hinblick auf die · erste vorliegende 
Entscheidung (des Konventsvorstan­
des, die Red.) über die Gültigkeit der 

Die nächste Ausgabe von 
UNI-REPORT 
erschejnt pm 5. Juli 1973. Redak­
tionsschluß ist der 29. Juni 1973, 
in Ausnahmetallen auch später. 
UNI-REPORT steht im Rahmen 
seiner Möglichkeiten allen Uni ver­
sitätsmitgliedern für Vereffentli­
chungen zur Verfügung. 

Bei den Wahlen des Studentenparla­
ments der Universität Frankfurt vom 
5. bis 7. Juni hat sich eine Verschie­
bung innerhalb der Sozialistischen 
Gruppen ergeben. Stärkste Liste 
wurde der Sozialistische Hochschul­
bund SHB/sf in Verbindung mit der 
Sozialistischen Hochschulinititative 
(SRI). Sie erhielt 27,9 Prozent der 
Stimmen (1972 = 23,9). Verloren hat 
das ADS/SLH (Aktionskomitee De­
mokratischer Studenten/Soziallibera­
ler Hochschulbund). Es erhielt 20,5 
Prozent der Stimmen (1972 = 27,9). 
Zu den Verlierern zählt weiterhin der 
SHB. Er erhielt 13,7 Prozent der 
Stimmen gegenüber 20,2 Prozent bei 
der letzten Wahl. 

Insgesamt kandidierten neun Listen. 
Zu vergeben waren 22 Sitze im Stu­
dentenpar:lament. Die Wahlbeteili­
gung betrug 34,3 Pro~ent (1972 = 
41,3 Prozent). Zu der Neuwahl war es 
bekanntlich gekommen, weil sich das 
Studentenparlament aufgelöst hatte. 
Der Grund: Die AStA-Verhandlun­
gen führten bei der .Sitzverteilung, 
die sich nach der Wahl im Dezember 

letzten Jahres ergeben hatte, zu kei­
nem Ergebnis. 
Das Ergebnis der Neuwahlen mit den 
Vergleichszahlen der Dezemberwah-
len in Klammern: . 

ADS 20,5 ufo = 5 Sitze 
(27,9 % = 6 Sitze) 

SHB/sf/SHI 27,9 % = 7 Sitze 

SHB 

ReDS 

KSB 

Spartakus 

KSV 

(23,9 % = 6 Sitze) 
13,7 °/0 = 3 Sitze 

(20,2 % = 5 Sitze) 
115 010 = 3 Sitze 

(10;6 Ufo = 2 Sitze) 
10,1 °/0 = 2 Sitze 
(9,6 Ufo = 2 Sitze) 
8 % = 2 Sitze 

(5,9 010 =- 1 Sitz) 
3,5 4110 = kein Sitz 

(2,3 Ufo = kein Sitz) 
Promed 3 Ufo = kein Sitz 
Biertrinker 1,9 °/0 = kein Sitz 

Inzwischen haben der SHB/sf/SHI 
mit dem SRB, dem KSB und dem 
Spartakus Koalitionsverhandlungen 

. geführt. Die an den Gesprächen be­
teiligten Gruppen gehen davon aus, 
daß in der nächsten Woche ein AStA 
gebildet werden kann. 

gema.cht werden könnte. 

Der neue Entwurf sieht wiederum die 
strittige Regelung vor.· Dennoch 
glaubt der AStA, daß er die Satzung 
durchsetzen kann. 
Das Ergebnis der zweiten Abstim­
mung lag bei Redaktionsschluß leider 
nicht vor. "Uni-Report" wird es in 
der nächsten Ausgabe veröffent­
lichen. 

Zum Zeitpunkt der politischen Wil­
lensäußerung. der VV am gestrigen 
Donnerstag (16. Juni) hatten bereits Fenster eingeworfen 
2000 Studenten sich am zweiten 
Wahlgang de1' Urabstimmung betei­
Ligt. Dieser Willensäußerung der VV 
eine formale Wirkung zuzubilligen 
würde bedeuten, sich über das Vo­
tum de1' der politischen Verfassung 
der Studentenschaft gemäß sich arti­
kuLierenden Studenten hinwegzu­
setzen. 
Der Weg, eine Ablehnt~ng des vom 
Stupa vorgelegten Satzungs entwurfs 
zu· e1'1'eichen, wäre, daß die gegen 
diesen Entwurf kämpfenden Grup­
pen die Mehrheit de1' Studenten für 
ihre Ziele gewinnen und der Entwurf 
in der Urabstimmung demen,tspre­
chend mehrheitlich abgelehnt würde. 
Diese Möglichkeit der Umsetzung des 
plebiszitär gejaßten Beschlusses des 

Am Donnerstagmorgen (8. 6.) gegen 3 
Uhr wurden am Hauptgebäude der 
Universität, Mertonstraße, elf Glas­
scheiben eingeworfen. Ein Nacht­
wächter der Wach- und Schließ ge­
sellschaft beobachtete es und ver­
ständigte eine Polizeistreife. Oie Poli­
zisten verfolgten die Täter über den 
Campus und konnten sie an der Bok­
kenheimer Warte festnehmen. Es 
handelt sich um drei Frauen und 
zwei Männer im Alter von 17 bis 27 
Jahren. 
pie Festgenommenen bestreiten die 
Tat. Sie sagten aus, daß sie von einem 
Fest im Studentenhaus gekommen 
und zu ihrem Wagen an der Bocken­
heimer Warte gegangen wären. 
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Düsteres Bild der Hochschulen 
Einen Tag vor der Urteilsverkündung 
des Bundesverfassungsgerichts zur 
Frage der Rechtmäßigkeit des nie­
dersä.chsischen Vorschal tgesetzes, 
das ei!".\en ßeutlichen Akzent in der 
Mitbestimmungsdiskussion an den 
bundesrepublikanischen Hochschulen 
setzt, diskutierten die . Rektoren 
und Präsidenten auf ihrer Jahresver­
sammlung in Mainz über das Ver­
hältnis von Staat und Hochschule 
und in diesem Zusammenhang über 
Reformtenden:z;eri, Reformziele und 
Reformwünsche. Dazu hatte die 
WRK (Westdeutsche Rektorenkonfe­
renz) zwei prominente Redner gela­
den: Bundesminister Prof. Werner 
Maihofer (FDP) und Kultusminister 
Dr. Bernhard Vogel (CDU, Rhein­
land-Pfalz). 

Beide Politiker zeichneten, wenn 
auch in unterschiedlicher Nuancie­
rung, ein keineswegs rosiges Bild von 
der derzeitigen Hochschulsituation. 
Und beide machten sehr deutlich, daß 
eine hoffnungsvollere Entwicklung 
keineswegs durch kräftige Finanz-

,spritzen zu erwarten sei. Vielmehr 
müsse eine "geistige Reform" (Vogel) 
oder die Aufarbeitung des "Theorie­
defizits in der Demokratisierungs­
debatte der Universitäten" (Maihofer) 
vorangehen. 

Vogel wurde in der Frage der Finan­
zierung der Hochschulen sehr kon­
kret: "Wer heute den Finanzmini­
stern Beifall zollt, darf morgen die 
Kultusminister nicht prügeln. Wer 
heute den konjunkturpolitischen 

deren nicht das Recht geben, wenig­
stens acht Stunden Berufsschulun­
terricht zu haben." 

Maihofer bescheinigte der Universi­
tät eine "Unfähigkeit zur Reform", da 
sie gegenwärtig zu tief verstrickt in 
Positionskämpfe der Organisations­
refor,m und im Streit um Prioritäten 
und Quoren sei. Dadurch sei "eine 
Blockierung, ja Paralysierung der in­
haltlichen Reformen in Forschung, 
Lehre und Studium eingetreten, die 
für Staat und Gesellschaft insge­
samt bedrohliche Ausmaße anzuneh­
men droht". Dennoch warnte der 
liberale Politiker und Wissenschaft­
ler vor "rigoristischen Reformen von 
außen und oben unter technologi­
schen Kriterien". Zugespitzt führte er 
als letzten Gründ für die ganze 
Malaise der heutigen Debatte um die 
Reform der Universitäten an, daß 
"schon über die sogenannte Demo­
kratisierung der Universität ... keine 
Einigkeit, ja auch nur Klarheit be­
steht". Er forderte die Zuhörer auf, 
die theoretischen Voraussetzungen 
für jegliche inhaltliche Reform neu 
zu überdenken und gab selbst dazu 
einige Anhaltspunkte: 

o Es handele sich bei der Hoch­
schulorganisation nicht um direkte, 
sondern um indirekte, also nicht um 
plebiszitäre, sondern um repräsenta­
tive Demokratie. 

f) Es handelte sich nicht um absolute 
sondern um konstitutionelle, also um 
durch Grundrechtsverbürgungen, 
Minderheitenschutz, Gewaltenteilung 
und Rechtsbindung aller Gewalt ein­
geschränkte Mehrheitsherrschaft. 

8 Es handele sich bei der Hoch­
schulorganisation im Gegensatz zum 
staatlichen Bereich nicht um egali­
täre, sondern um funktionale De)TIo­
kratie nach dem Prinzip der qualita­
tiven Repräsentation. 

. Maßnahmen zustimmt, darf morgen 
nicht zu denen gehören, die bei den 
Folgen es nicht gewesen sein wollen. 
Wenn die Gemeinschaftsaufgaben 
eine Kürzung um zehn Prozent er­
fahren, dann heißt das für den Hoch­
schulbau ohne Mengenlehre und nach 
Adam Riese, daß uns von den 4;,2 Mil­
liarden, die für 1973 vorgesehen 
waren, 420 Millionen Mark nicht zur 
Verfügung stehen werden." Das eigentliche Problem, das sich in 
An die Adresse der Kultusminister e~ner auf d~esen. ~rinzipien organi­
und der Politiker gerichtet, appel- sierten .Umverslt~t s~ellt, besteht 
lierte Vogel, daß der Staat seine' nach ~aIhofer. darm, dIe ~egelungen 
Kompetenz für die Bildtü@iplahufi~ '" des Mm?eJ1Reltenschutzes, de,r Ge­
und sein'e ·daraus abtuleitende Letzt.!"" waltenteil\lJJ,g.u.tld .d.er.:.Re~tsbmd~ng 

. . aller Gewalt auch gegenuber emer 
ve.:antw~rthchkel~ . wahrneh~en Mehrheitsherrschaft so zu gestalten, 
m~sse, dIes allerdmgs m KooperatIOn daß größtmögliche Entfaltung indivi­
mit den Hochs.chulen. Das Hauptpro- dueller Initiative, und Produktivität 
blem werde dIe katastropha~e ü~er- mi.t bestmöglicher Gewährleistung 
beleg~ng der Ho~?schule~ sem. Dle~e kollegialer Koordination und Kon­
Entwlck!ung kanne mcht al~em trolle zusammenstimmen. Mit diesem 
d~~ch dIe ~chaffung neuer Studle~- Problem werde man sich nach der 
platze verhmdert werden. NotwendIg 
zur Vermeidung eines vielfachen 
Numerus clausus sei beispielsweise 
eine Neubestimmung von Studienbe-
rechtigung und Berufsberechtigung 
am Ende der FachoberSchule, eine 
neue Regelung des ,übergangs von 
Fachoberschule auf Hochschule und 

Vorlage des neuen Entwurfs für ein 
Hochschulrahmengesetz des Bundes, 
mit dem schon Anfang Juli zu rech­
nen sei, gründlicb. beschäftigen müs­
sen. 

Mit einigen kritischen Ausführungen 
hatte zu Beginn der Jahresversamm­
lung auch der WRK-Präsident, Prof. 
Dr. Gerhard Roellecke, die Lage des 
Hochschulwesens skizziert. Daraus 
folgerte er: 

o Die WRK ist der Auffassung, daß 
die grundsätzlichen Probleme des 
Hochschulzugangs neu durchdacht 
werden müssen. 

€) Die Einheitlichkeit und Durchläs­
sigkeit im tertiären Hochschulbereich 
scheint fragwürdig geworden zu sein. 
Das berührt Fragen nach den Ausbil­
dungsfunktionen der Fachhochschu­
len, der Gesamthochschulen und der 
Hochschulen sowie deren Strukturen 
und die Realisierung von Kurz- und 
Langzei tstudiengängen. 

8 Die WRK bekennt sich zu einer 
tiefgreifenden Studienreform. 

8 Die WRK betont die Verpflich­
tung der Hochschulen zu einer opti­
malen Ausnutzung ihrer Kapazitäten. 
Dabei ist aber zu berücksichtigen, 
daß die Auslastung der Hochschulen 
nicht allein durch Lehr- und Ausbil­
dungsfunktionen bestimmt wird, weil 
das die Forschungskapazitäten ernst­
lich gefährden müßte. 

o Die WRK bekennt sich zur Not­
wendigkeit koordinierter For­
schungsplanung. 

e Die WRK sieht es als eine Auf­
gabe des Gesetzgebers an, die Frei­
heit von Forschung, Lehre und Stu­
dium mit den in einem Rechtsstaat 
gegebenen Mitteln zu sichern, ande­
rerseits erwartet sie aber vom Ge­
setzgeber, daß er den Spielraum der 
wissenschaftlichen Zusammenarbeit 
und der Auseinandersetzung nicht 
derart einengt, daß sich nichts mehr 
zu sichern lohnt. 

e Die WRK stellt angesichts der 
, wirtsGHäftliche'n' und 'fiiiätl.zlelleri'La·ge 
unseres Staates die Frage, welche 
politische Priorität dem Hochschul­
bereich zukommen soll. Klare Fest­
stellungen dazu sollen fälschliche Er­
wartungen in der Öffentlichkeit über 
die Ausbildungskapazitäten der 
Hochschulen zertreuen und die Kritik 
der Enttäuschten nicht auf die Hoch­
schulen lenken. 

Alternativen zum Hochschulstudium 
für Abiturienten. , Leserbriefe 
Dringend sei weiterhin, die Verweil­
dauer der Studenten an den Hoch­
schulen zu reduzieren. Denn eine 
Verkürzung des durchschnittlichen 
Fachsemesterstudiums von zehnein­
halb Semestern um zwei Semester 
würde immerhin 65 000 neue Studien­
plätze (fünf bis sechs mittelgroße 
Universitäten) bringen. Dem Ver­
dacht, kürzere Studienzeiten verord­
nen zu wollen, beugte Vogel vor: "Es 
geht nicht darum, die Verweildauer 
zwangsmäßig zu beschneiden, aber 
Angebote und Anreize zu ihrer Ver­
kürzung zu machen, weil wir eben in 
der Tat insbesondere dort, wo wir 
auch den Schulbereich im Auge 
haben, die Privilegierten nicht stän­
dig überprivilegieren können, indem 
wir dem einen das Recht einräumen, 
statt zehn Semester, wenn er möchte, 
14 oder 16 zu studieren, und dem an-
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Parlamentswahlen 

Die hochschulpolitisch relevanten 
Gruppen waren mit unterschiedli­
chem Elan an diese Wahlen zum stu­
dentenparlament gegangen, was sich 
besonders in der Fülle an Flugblät­
tern, Werbeschriften und Plakattie­
rungen jedem Studierenden offen­
barte. Einig waren sich die führenden 
Gruppen nur in einem: Das neue Stu­
dentenparlament sollte endlich wie­
der eine tragfähige Mehrheit erhal­
ten, die alte Pattsituation, entstanden 
durch die Koalitionsschwierigkeiten 
zwischen ' den beiden SHB-Gruppie­
rungen, sollte behoben werden. 
Bereits nach Abschluß der Einrei­
chungsfrist für die Wahlvorschläge 
war dem politisch Interessierten klar, 
daß eine Prognose des Wahlergebnis­
ses nahezu unmöglich ist: Zwei Li­
sten hatten sich erstmals um Wähler­
stimmen bemüht. Die Liste 9 (Liste 
der biertrinkenden Studenten) hatte, 
das war abzusehen, keinerlei Chan­
cen auf einen Sitz im SP; ungewiß 
war der Ausgang für die rein fachbe­
reichsbezogene Liste 8 (promed), die 
doch einen erheblichen Stimmenan­
teil unter den Medizinern hätte errin­
gen können. 
Eines war zusätzlich klar, egal ob es 
von den Gruppenvertretern zugege­
ben oder verleugnet wurde : Die 
Wahlbeteiligung, die sowieso unter 
den Studenten lächerlich niedrig ist, 
würde, verursacht durch den ungün­
stigen Termin (kurz vor der Pfingst­
pause) und die Präsenz während des 
Sommersemesters niedriger als ge­
wohnt liegen. 'Wahrscheinlich haben 
gerade aus diesem Grunde die Grup­
pen um den SHB/SF und den 
SHB/MF diesem Wahltermin zuge­
stimmt: Eine geringe Wahlbeteili­
gung, so ist in diesem Lager klar, be-

deutet, daß eine in absoluten Zahlen 
kleine Wählerschar, die aber mit Si­
cherheit zur Urne geht, einen prozen­
tual großen Anteil besitzt, so daß 
zwar' nur wenige Wähler tatsählich 
der extremen Politik zustimmen, 
durch die geringen Oppositionswäh­
ler jedoch dennoch Zum Sieg kom­
men. 
Das Wahlergebnis präsentierte dann 
keine Veränderung: 14 Sitze stehen 
der Gruppe um die SHB-Fraktionen 
zur Verfügung, 8 Sitze werden wieder 
in der Opposition vertreten sein. 
Innnerhalb dieser sehr groben Struk­
tur hat sich jedoch einiges ,getan: Am 
deutlichsten ist wohl der klare Sieg 
des SHB/SF' (der sich jetzt SF/SHI 
nennt), dem ein Sitz mehr als zuvor 
zur Verfügung steht. Dieser Sitz wur­
de zweifellos ' vom SHB/MF genom­
men, bei dem die Wähler offensicht­
lich erkannt haben, wie sehr er mit 
dem MSB/Spartakus zusammenar­
beitet. ' Der zweite Sitz, den der 
SHB/MF verloren hat, ging dann 
auch konsequenterweise an den 
MSB: Der Wählerstamm hat sich 
dreigeteilt: Ein Teil, circa 600/0, ver­
blieb der MF, ein Teil, 20 %, ging 
zur SF zurück, eir Teil, 20 %, ging an 
den MSB/Sparta}ms; es ist evident, 
daß damit die Chancen für die weite­
re Entwicklung des SHB/MF äußerst 
gering sind. 
Auf der anderen Seite büßte das 
ads/SLH einen Sitz ein; dies ist wohl 
nur aus der historischen Entwicklung 
erklärbar: War das adsiSLH ehemals 
die einzige opponierende Gruppe ne­
ben dem ansonsten politisch irrele­
vanten RCDS, so hat sich zum einen 
beim ads/SLH eine klare Ausrichtung 
zum sozialliberalen R~formkonzept 
ergeben, d,as durchaus einige Wähler 
abstoßen kann, zum anderen hatte 
sich der RCDS durch psychologisch 
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Termine ' 

Freitag, 22. Juni, 14.15 Uhr: 1. Sitzung 
des Ständigen Ausschusses II (Orga­
nisationsfragen, Angelegenheiten der 
Forschung und des wissenschaft­
lichen Nachwuchses). Senatssaal im 
Juridicum, 10. OG. 

Montag, 25. Juni, 11.15 Uhr: 'Dr. Paul 
Wäldchen: "Grundprobleme einer 
Regionalpolitik der Europäischen Ge­
meinschaften". Gastvortrag im Semi­
narraum des Seminars für Wirt­
schaftsgeographie. 
Dienstag, 26. Juni, 12.15 Uhr: An­
trittsvorlesung von Prof. Dr. Günter 
Willuhn über das Thema "Die Arnika 
- ein Beispiel gegenwärtiger phar­
makognostischer Forschung". Großer 
Hörsaal des Pharmazeutischen Insti­
tuts. 

Mittwoch, 27. Juni 14.15 Uhr: Fachbe­
reichskonferenz Wirtschaftswissen­
schaften. Lesesaal der Bibliothek des 
Instituts für' Wirtschaftswissenschaf­
ten, Raum 521. 
Mittwoch, 27. Juni, 15.45 Uhr: Fachbe-

reichskonferenz Religionswissen-
schaften. Varrentrappstr. 47. 
Mittwoch, 27. Juni, 16.15 Uhr: 
"Mikro biologische Ökologie der 
Mülldeporiie". Mikrobiologisches 
Kolloquium, Siesmayerstr. 70. 
Donnerstag, 28. Juni, 10.15 Uhr: "Spe­
zielle Probleme der Abfallbeseitigung 
(Öl und Plastik)". Mikrobiologis'ches 
Kolloquium, Siesmayerstr. 70. 
Freitag, 29. Juni, 14 Uhr: 1. Sitzung 
des Ständigen Ausschusses I (Lehr­
und Studienangelegenheiten). Senats­
saal im Juridikum, 10. OG. 
Dienstag, 3. Juli, 14.15 Uhr: außeror­
dentliche. Fachbereichskonferenz Er­
ziehungswissenschaften. Institut für 
Sportwissenschaften. 
Montag, 9. Juli, 14.15 Uhr: Gastvor­
trag von Dr. W. König über "Integra­
tionsbewegungen unter Entwick­
lungsländern und weltweite wirt­
schaftliche Interdependenz". Fachbe­
reich Wirtschaftswissenschaften, 
Hörsaal K. 

.V otum für Studienjahr 
Eine verbesserte Nutzung der Hocbschulen durch die Einführung des Stu­
dienjahrs erhoffen ~ich die Kultusminister. Bereits im April 1968 beschlossen 
sie, das Studienjahr mit zusätzlichen Lehrveranstaltungen einzuführen. Ein 
Unte.rsuchungsausschuß wurde beauftragt, Alternativen auszuarbeiten. Diese 
Berechnungen liegen jetzt dem Hochschulausschuß der KuItusministerkonfe­
fenz (KMK) vor. 

Durch die gegenwärtige Einteilung in Einschränkung der Forschung zu et­
zwei Studieneinheiten werden die reichen. Zusätzliches Personal ist in 
Hochschulen im Durchschnitt nur erheblichem Umfang erforderlich. Da 
27 Wochen im Ja,hr genutzt. Die bei- aber gleichzeitig Studienplätze einge­
den Alternativen sind die verlängerte spart werden, würde sich das zusätz­
Semesterlösung und die Trimesterlö- liche Personal rentteren. Ein weiteres 
sung. Beide sehen eine Nutzung der Problem ist die räumliche Unterbrin­
AusbHdungseinrichtungen von neun gung. 
bi.s zehn M~.naten im Jahr vor... Die Trimesterlösung teilt das stu-
DIe. v~rlange:te. ~emesterlos.ung dienjahr in drei fast gleiche Teile: 
,?lelbt .bel ?e~ E.I!1t;~lung ~~~ Stuß~~n;- Q 10 . . September bis 20. Dezember, '" 
Jahrs m zweI :Emhel'ten. Qle;S~mester 1. JJmparli .tM\..llOs Apl'tl'?SOO. April bis ' 
we~den ntir v~flangeit,.die~erfe!!:'B:.~L 31.::J.uJ:i' .I. EW...~s.e~e:v~iiräuert durch.,.' , 
dreI M.onate verkürzt. Durch ~ie schnittlich 14 Wochen, was der j-etZi-' 
wesenth.che V~rm~hrung der Aus.bll- gen Regelung entspricht. 
dungszeIt - m e~ner Regelst~dlen- Die Einteilung in drei Ausbildungs­
dauer z. B. von VIer Ja~ren Sl?d es einheiten bringt eine außerordent­
rund zehn Monate - durfte dIes 'zu liche Flexibilität mit sich. So könnte 
einer. Verkürzun.g ,der Studiums und jeweils eine der drei Einheiten für die 
z~ eme.: IntenslvI~rung des Unter- praktische Ausbildung oder für die 
rlchts fuhren. Das 1st aber nur durch Erstellung ' von wissenschaftlichen 

geschickte Aktionen ins Rampenlicht 
hineingespielt, so daß auch er für ei­
nige Studenten wählbar wurde. Er­
gebnis war, daß durch einen geringen 
Wählerabfluß zum RCDS hin eine 
Konsolidierung des Wählerstammes 
des aqs/SLH eintrat, die schon lange 
von dieser angestrebt worden war. 
Promed und die "Biertrinker-Liste" 
erhielten keinen einzigen Sitz, was 
wohl von allen Gruppen lebhaft zu 
begrüßen ist: Zum einen ist das SP 
kein Spielball der Fachbereichsinter­
essen, zum anderen ist es auch kein 
Spielplatz für dubiose Brauerei-In­
teressen und -Interessenten. - Be­
dauerlich scheint es, daß die Chao­
ten-Gruppe KSB (vormals KSV, aber 
die Bezeichnung wechselt öfters) 
wieder mit zwei Sitzen im SP gegen 
vernünftige Vorschläge stimmen 
kann. 
Wir hatten eingangs die Hoffnung 
auf eine tragfähige Mehrheit geäu­
ßert; wie steht's damit? -;- Nun, die 
politischen Differenzen zwischen SF 
auf der einen und MF + MSB auf der 
anderen Seite sind wohl doch zu 
hoch, um eine -gemeinsame AStA­
Plattform zu finden: Gerade aus die­
sem Grunde waren ja die Neuwahlen 
notwendig geworden. Es wäre wohl 
auch für beide Gruppen zu blamabel, 
jetzt eine Koalition einzugehen und 
damit den Studenten zu ,zeigen, daß 
im Grunde genommen die Neuwahlen 
doch eine Farce gewesen sind, denn: 
Das hätte man auch vorher schon be­
kommen können. 

Die Studenten dieser Universität 
werden also wieder auf einen neuen 
AStA warten müssen. Tröstlich ist 
nur eines: Die nächsten Wahlen kom­
men bestimmt, und wenn man die 
Wahl analysiert und anhand der 
Analyse die nächsten Wahlen pro­
gnostiziert, so wird klar, daß der MF 
ein weiterer Abstieg bevorsteht, daß 
dann gleichzeitig die Möglichkeiten 
für e~nen ads/SLH-AStA zumindest 
enorm steigen. Wann? - Die näch­
sten Wahlen sind im Wintersemester 
dieses Jahres! 'Acbim Stier, ads/SHL 

Arbeiten (Diplomarbeiten) herange:.. 
zogen werden. Ein weiterer Vorzug 
wäre, daß ihr die geltenden Studien­
plätze zugrundegelegt werden könn­
ten, nur daß jetzt im Jahr nicht zwei, 
sondern drei Semester absolviert 
würden. 
Die Trimesterlösung würde eme 
optimale Nutzung der räumlichen 
Gegebenheiten und der Ausstattung 
der Hoch$chulen mit sich bringen. 
Das Studium selbst würde konzen­
trierter erfolgen; trotzdem würden 
noch ausreichend Ferienzeiten (etwa 
2112 Monate) bleiben. 
Von Nachteil ist, daß die Forschung 
in außerordentliche Bedrängnis gera­
ten würde. Die volle Nutzung der 
Räume würde sich ohne Zweifel auch 
auf die Nutzung der für die For­
schung vorgesehenen Labors und 
Bibliotheken niederschlagen. Für 
eine übergangszeit wäre zusätzliches 
wissenschaftliches Personal erforder­
lich. 
Beide Alternativen bringen eine Ver­
längerung der Vorlesungszeiten auf 
etwa neun Monate und eine Verkür­
zung der Ferien auf ca. 21/2 Monate. 
Damit wird die Möglichkeit der Stu­
dierenden, in der vorlesungsfreien 
Zeit zusätzliche finanzielle Mittel zu 
erwerben, stark eingeschränkt. Die 
Studenten sind auf die Ausbildungs­
förderung und den von ihren Eltern · 
gewährten Unterhalt angewiesen, 
was zu einer Minderung des Lebens­
standards führen dürfte. 

Valentin Weis t 
Am 29. Mai 1973 starb Dr. Valentin 
Weis, Professor für Didaktik d;;r Ma­
thematik. 
Prof. Weis war seit 1969 an der Uni­
versität Frankfurt. In den wenigen 
Jahren hat er eine ungewöhnlich 
fruchtbare und vielseitige For­
schungs- unp Lehrtätigkeit in der Di­
daktik der Mathematik entfaltet. Die 
Ergebnisse ,dieser- Arbeit werden die 
weitere Entwicklung nachhaltig be­
einflussen. 
Die Universität verliert mit ihm 'ei­
nen Kollegen und Lehrer, der unge­
wöhnliche sachliche Kompetenzen 
mit hohen menschlichen Qualitäten 
verband. 
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Medien als Helfer der Didaktik 
Am Dienstag . (19, JU,ni) b.egann in den ers~en _ fertiggestellten Räumen des 
"Turmbaues" die Arbeitsstelle für Mediendidaktik und Lehrtechnologie des 
Didaktischen Zentru~s der Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt 
mit der Arbeit im Sprachlabor. Die von den Seminaren und Instituten be­
nannten Verbindungsleute wurden zur Besichtigung und Erprobung der An­
lagen eingeladen. Diese Besichtigung und Erprobung führt zu einer gezielten 
Ausbildung in der B,~nutzung der Anlagen. 

Es wurde hier eine Reihe vo~ Begeg­
nungen zwischen Vertretern der 
Fachseminare und Vertretern des 
Didaktischen Zentrums in der Hoff­
nung gestartet, durch kooperatives 
!landeIn eine Verbesserung oder zu­
mindest zusätzliche Hilfe im Ausbil­
dungsangebot der Universität zu er­
reichen. Bedingt durch die knappen 
Mittel und die schwierige Personalsi­
tuation in der Arbeitsstelle für 
Mediendidaktik und Lehrtechnologie 
wird der Erfolg der Sprachlaborar­
beit nicht zuletzt auch von der allge­
meinen Verwirklichung der Zusam­
menarbeit abhängen, Oft genug wer­
den sich Improvisationen nicht ver­
meiden lassen. 

Spezifischer Aspekt 
Di'e Tatsache, daß es, dank der Unter­
stützung des staatlichen Universi­
tätsbauamtes, bereits jetzt möglich 
war, die erforderlichen Vorausset­
zungen für die studentische Arbeit im 
WS 73/74 in den neuen Sprachlabor­
räumen zu schaffen, soll Anlaß sein, 
an dieser Stelle über die Arbeitsstelle 
für Mediendidaktik und Lehrtechno­
logie (Arbeitsstelle 4 des Didakti­
schen Zentrums, kurz Ast. 4) kurz zu 

(Hierbei wird unter Hardware, z. B. 
bei einem Videosystem, der gesamte 
Gerätepark von Fernsehgerät über 
Kamera bis Videorecorder samt dem 
erforderlichen Zubehör gerechnet, 
während zur Software z. B. das mit 
einer Magnetauf~eichnung belegte 
Videoband zu rechnen ist.) . 

Diese unter dem Stichwort "Medien­
didaktik" benannten vier Punkte er­
scheinen auf den ersten Blick reich­
lich trivial und einer entsprechenden 
Unterweisung nicht zu bedürfen. Das 
tägliche Geschehen in unseren Schu­
len, aber auch in manchen Hoch­
schulbereichen, macht jedoch deut­
lich, wie notwendig es ist, auf diesem 
Gebiet den Studierenden, aber auch 
den Lehrenden Hilfen zu geben. Man 
denke nur an die vielen Stunden, in 
denen durch ineffektives Filmvor­
führen, durch mühsame, aber un­
übersichtliche Tafelarbeit Zeit vertan 
wird, die sich durch gezielte Verwen­
dung bestimmter Medien viel effekti­
ver hätte nutzen lassen. Hier ent­
scheidende Verbesserungen und Hil­
fen für die Lehrer zu schaffen, muß 
vorrangige Aufgabe der. Mediendi­
daktik sein. 

informieren. pa ist zunächst der Be- Praktischer Unterricht 
griff "Mediendidaktik". Es handelt 
sich hier nicht um irgendein Fach, Unter dem Stichwort Lehrtechnolo­
sondern um die Frage nach Funktion gie soll der technische Aspekt, der 
und Stellenwert, die den Medien im sich bei der Mediendidaktik oft zu 
Didaktischen Bezugsfeld - Lernziele sehr in den Vordergrund geschoben 
- Inhalte - Auswahlprinzipien - hat, bewußt angesprochen werden. 
Methoden - Mittel - Situationsbe- Die modernen AV-Medien sind alle 
züge - anthropologische und sozio- so eng an technisches Gerät gebun­
kulturelle Bedingungen - Erfolgs- den, daß ein rein theoretisches Wis­
kriterien und Möglichkeiten der Er- sen um die . Möglichkeiten ihrer 
folgsfeststellungen - zukommen. didaktischen Verwendung praktisch 

. ...".. nicht mehr a~s.reicht. Der Benutzer 
DIe "MediendidaktIk ware also zu- eines Unterrichtsmediums muß die 
nächst zu sehen. als ' ~pezi~lscher eriorßeEl}p-h~~ :q~I}f!~E.~~~ }:ul~ Bedie­
Aspekt der allge~ejI.ll€n,D1GlaktIk\(der. 1 mihg 'der, Gerate SOWIe zur sinnvollen 
als solcher \aUL,du? beso~eref,l Fr.age- Verwendün'g ' der ''''zu benutzenden 
stellu~ger: und method.lsche~ N~t- Software kennen. Dazu reicht auch 
~endigkeiten der ~a~hdIda~tIk:? 1m das Lesen der mitgelieferten und nur 
Smne der "KonkretIslerung zu uber- zu schnell nicht mehr auffindbaren 
tragen ist. I:Iierbei ist. zu . beachten, Bedienungsanleitung meist nicht aus. 
daß gerade dIe unterschIedlIchen An- . .. . . 
forderungen der verschiedenen ~ur Lehrtechnol?gle gehort nlcht ~le 

Hardware zusammen mit der Soft­
ware in den Unterrichtsgang in der 
Planungsphase b~reits mit einzube­
ziehen, wodurch sich bestimmte Ab­
läufe des Unterrichtsvorhabens nicht 
mehr stegreifartig aus der Unter­
richtssituation her inszenieren lassen. 
Dieser Zwang zur Unterrichtspla­
nung wird manchen vor der Verwen­
dung von Medien zurückschrecken 
lassen. Auch für den zu Unterrich­
tenden hat die Verwendung von 
Medien Konsequenzen. Sie gibt eine 
größere Chance zur Individualarbeit, 
da die Lehrperson mehr in den Hin­
tergrund tritt. Ein höherer Grad der 
Veranschaulichung zusammen mit 
der Möglichkeit, das Arbeitstempo 
selbst anzugeben, wenn auch nur in 
gewissen Unterrichtsabschnitten, 
sollten von jedem Lernenden aner­
kannt werden. Er sollte aber auch 
wissen, daß Medien kein Nürnberger 
Trichter sind, die ihm ohne eigene 
Arbeitsleistung Wissen vermitteln. 

Studienangebot 
Medienkunde 
Mit diesen kurzen Ausführungen 
sollten die Absichten der Arbeits­
stelle 4 gekennzeichnet sein. Neben 
ein umfangreiches Serviceangbot auf 
dem Hardwaregebiet sollen tech­
nisches sowie mediendidaktisches 
Training, Unterweisung und Bera­
tung treten, Die Nutzung des Geräte­
parks der Ast. 4 durch die Seminare 
und Institutionen der Universität soll 
ergänzt werden durch Kooperation 
bei der Herstellung von Software für 
bestimmte Geräte und Unterrichts­
vorhaben. Aus dieser Zusammenar­
beit sollte ein gemeinsam zu schaf­
fendes Studienangebot Medienkunde 
hervorgehen, das allen für ein Lehr­
amt Studierenden anzubieten wäre. 
Außerdem soHen entsprechende Vor­
aus'setzungen für wissenschaftliche 
Arbeiten und Forschungsprojekte ge­
schaffen werden. 
Mit der Sprachlaborarbeit soll ein er­
ster praktischer Schritt auf diesem 
Gebiet getan werden, da die meisten 
Seminare wahrscheinlich gezwungen 
si~b.§if.~~}3,f::rH:lmat~i91,j;l-+w. Sm:acl1."l 
programrri'e für ~. ihre Arbeit selbst zu 
ersteilen, aus Mangel an finanziellen 
Mitteln, die für einen Ankauf von ge­
eigneter Software von beachtlicher 
Höhe sein müßten, Aus dieser Not­
wendigkeit heraus werden im prakti­
schen Tun Erfahrungen 'gesammelt 
und Krit€~rien gewonnen, die für die 
spätere Unterrichtstätigkeit von er­
heblichem Nutzen sein werden. 

R. Mehlig 
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Nach eigenen Wünschen zusammengestellt: ein Mittagessen in der Frank ... 
furter Mensa. Mit Cola kostet die bescheidene Mahlzeit 2,70 Mark. Foto: Bopp 

Mehr 'Geld für die Mensa 
Eine Verdopplung der Länder­
Zuschüsse für 'das Mensa-Essen an 
den Universitäten in . der Bundesre­
publik von gegenwärtig rund 30 auf 
60 Millionen Mark hat das Deutsche 
Studentenwerk (DSW) gefordert. 
DSW-Präsident Prof. Dr. Thomas 
Ellwein erklärte, die gegenwärtigen 
Zuschüsse, die die Studentenwerke 
für die Mensen erhielten, seien völ­
lig ungenügend. Die Mensen seien 
gezwungen, die Essensqualität zu 
senken, um kostendeckend arbeiten 
zu können. Früher sei man davon 
ausgegangen, dfl.ß der von den Stu­
denten zu zahlende Essenspreis die 
Kosten des Nahrungsmitteleinkaufs 
und die Staatszuschüsse die Zuberei­
tungskosten decken sollten. Die Zu­
bereitung sei mittlerweile aber er­
heblich teurer geworden, so daß der 
durchschnittliche Zuschuß von einer 
Mark pro Mahlzeit längst nicht mehr 
ausneiche. AndeIler.s€its · ·kö~ne den 
Studenten abt;:r kein wesllmtlich über 
1,50 Mark hinausgehender Preis für 
ein Mensa-Stammessen abverlangt 
werden. Ellwein wies auf die nachtei­
ligen Folgen einer aus Kostengrün­
den zwangsweise schlechter werden­
den Qualität des Mensa-Essens hin. 
Die ' Studenten ' seien heute meist 
schon unzureichend und falsch er­
nährt. Das dürfe nicht durch Quali­
tätsminderungen noch schlimmer 

werden. Der DSW-Präsident for. 
derte, daß auch die Erfrischungs­
räume, in denen Studenten Zwi­
schenmahlzeiten einnehmen könnten, 
durch Staatszuschüsse subventioniert 
werden müßten, um zu einer besseren 
Ernährungsversorgung der Studenten 
beitragen zu können. Gegenwärtig 
müßten diese Erfrischungsräume an 
den Hochschulen zu hohe Preise ver­
langen, um ihre Kosten zu decken. 
Ellwein warf den Ländern mangeln­
des Verständnis für die Situation der 
Mensen vor, die einen aufwendigen 
Apparat für eine Stoßzeit von zwei 
bis drei Stunden täglich und mit vol­
ler Nutzung für nur sieben Monate 
im . Jahr aufrechterhalten müßten. 
Man könne das Mensa-Personal 
schließlich nicht für fünf Monate im 
Jahr - während der Semesterferien 
- entlassen. Der DSW-Präsident 
vermutete, daß die Länder sich des­
halb, gegen höhere Zuschüsse für die 

-Mensen .sträubten,weil sie wach­
send€- ' F'0l-gekosten befürchteten, 
wenn das Essen in den Mensen besser 
werde und damit möglicherweise 
mehr Studenten in die Mensen drän­
gen würden. Ellwein wies aber dar­
auf hin, daß mit einer Verdoppelung 
der Zuschüsse auf 60 Million~n Mark 
nur der gegenwärtige Qualitätsstand 
der Mensen gehalten werden könne. 
Verbesserungen ließen sich damit 
nicht finanzieren. 

Fächer, ebenso wie die individuellen Immer . erforderlIche Wartu~g der Im 
Methoden des jeweils Unterrichten- Unter~lcht benutz~~n ~erate! ab:r 
den eine ganz unterschiedliche d~s Wlss~nym Gerate, dl~ ~s gIbt, dIe 
"Medienstruktur des Unterrichts" be- SIcherheit 1m Umgang ~It Ihnen, uJ? 
dingen. Um einer Mißdeutung des das angestrebte Le:nzlel. zu .errel­
Begriffes vorzubeugen, sei hier noch- chen. Das kann. beIm DIaprOjektor 
mals betont, daß keineswegs die ar;fangen und b~lm Computer en~en. 
Technisierung jeglichen Unterrichts- !?le Skal:;t schemt zum augenblIck­
geschehens beabsichtigt ist, sondern lIchen Zeitpunkt r:och recht. groß, ob 
das Auffinden, Darstellen und kriti- alles ~urech~ ~uf Ihr erschemt; wer­
Sches Erproben der Möglichkeiten für de~ ems~h~aglge Forschungen noch 
die Deckung des spezifischen, objek- zeIgen mussen. 
tiven Bedarfs in Unterricht und Eines aber wird man von der 
Schule. Mediendidaktik und der Lehrtechno-

Wenn der Kopf weh tut ••• 
Mediendidaktik will also n~chts ande- logie nicht erwarten dürfen: Sie wer-

den keine Wunder vollbringen, sie 
res heißen als die Vermittlung werden den Unterrichtenden arbeits-
., der für den jeweiligen Unterrichts­
erfolg optimalen lernzielorientierten 
Verwendung di'eser Medien 

& der Kenntnis der auf dem Markt 
angebotenen Medien (Hardware und 
Software) 

• der Fähigkeit des praktischen 
Umganges mit diesen Geräten und 
ihrem Zubehör 

e des Wissens, das für die Produk­
tion der jeweils benötigten Software 
erforderlich ist. 

zeitmäßig nicht entlasten, ihn im Ge­
genteil, besonders, wenn er in der 
Medienarbeit neu ist, dazu zwingen, 
sehr viel mehr Zeit als bisher in die 
Vorbereitung seiner Unterrichtsstun­
den zu investieren. Einer der wesent­
lichen Aspekte der Mediendidaktik 
liegt gerade darin, daß sich die Arbeit 
des Unterrichtenden in seine Vorbe­
reitung verlagert. Er wird zu intensi­
ver Reflexion über das Darzubie­
tende gezwungen. Ausgehend von 
vorhandener oder noch zu produzie­
render Software ist die entsprechende 

(df) Kopfschmerz ist nicht gleich 
Kopfschmerz: Hier liegt die Schwie­
rigkeit für die Mediziner, hinter dem 
Symptom Kopfschmerz die Ursache 
der Erkrankung zu finden. Ist es eine 
nicht oder nicht richtig korrigierte 
Kurzsichtigkeit, eine vereiterte Stirn­
höhle, eine Fehlstellung der Halswir­
bel, eine Verspannung der Nacken­
muskulatur, liegt die Ursache im psy­
chischen Bereich oder verbirgt sich 
dahinter ein Tumor? 

So verschiedenartig können die Ur­
sachen sein, und genauso unter­
schiedlich muß dann auch die Be­
handlung sein, soll sie Erfolg haben. 

Herzoperationen im Klinikum 
Im ' Klinikum der Frankfurter Uni­
versität wurde eine neue Abteilung für 
Thorax- Herz- und Gefäßchirurgie 
in Betri~b genommen. Damit gibt es 

, in Hessen neben der Universitätskli­
ni~ in Gießen zwei Kliniken, an de­
nen offene Herzoperationen durchge­
führt werden können. Leiter der 
neuen Abteilung ist der Österreicher 
Prof. Dr. Peter Satter, der in den· ver­
gangenen drei Jahren einen Lehr­
stuhl an der Universitäts klinik in 
Essen hatte. Bei seinen Operationen 
ist Pror Satter auf die Mitarbeit 
eines erfahrenen Anästhesisten ange­
wiesen. Es ist Prof. Dr. Rafael Dud­
ziak, der von Düsseldorf nach Frank­
furt berufen wurde. 
Wie bereits im Namen erkennbar, hat 
die Abteilung drei Schwerpunkte. Bei 

der Thoraxchirurgie geht es vor allem 
um die Früherkennung und operative 
Behandlung des Lungenkrebses. Zu 
diesem Zweck wurde eine besondere 
Sprechstunde zweimal wöchentlich 
eingerichtet. Regelmäßig werden alle 
Operationen im Lungenbereich 
durchgeführt. Bei der Herzchirurgie 
ist die operative Behandlung von an­
geborenen und erworbenen Herzfeh­
lern und Erkrankungen der Herz­
kranzgefäße unter Einsatz der Herz­
Lungen-Maschine möglich. In der 
Gefäßchirurgie schließlich werden 
arterielle Durchblutungsstörungen 
im Thoraxbereich des Gehirns sowie 
Erkrankungen der Venen operativ 
kuriert. 
Die Abteilung ist zunächst 'für eine 
übergangszeit in der Notfallstation 

\ 

im Zentralbau des Klinikums unter­
gebracht. In einem Jahr 'sollen die 
endgültigen Räume ausgebaut und 
eingerichtet sein. Dann werden sieb­
zig Betten und drei Operationssäle 
zur Verfügung stehen. 
Um diese Kapazitäten voll ausnutzen 
zu können, werden mindestens 
17 Ärzte gebraucht - je vier Ärzte 
für die Operationssäle, drei Ärzte für 
die Wachstation und zwei Ärzte für 
die Poliklinik. Am schwierigsten aber 
wird das Problem zu lösen sein, ge­
nügend Pflegekräfte zu bekommen. 
Denn die Station ist äußerst perso­
nalintensiv. So sollte beispielsweise 
für jeden frisch operierten Patienten 
in der 22 Betten umfassenden Inten­
sivstation rund um die Uhr eine 
Fachkraft eingestellt werden können. 

Deshalb schrieben zum "Leitsymp­
tom Kopfschmerz" kürzlich im Deut­
schen Ärzteblatt (16/73) auch Fach­
leute aus so verschiedenen Gebieten 
wie Innere Medizin und Augenheil­
kunde, Kinderheilkunde und Neuro­
chirurgie, Orthopädie und Psychia­
trie. Und selbst innerhalb ihres Fach­
gebiets betonten alle die so große 
Unterschiedlichkeit von Ursachen 
und Behandlung beim Kopfschmerz. 
Es gibt neben dem Symptom Kopf­
schmerz auch den Kopfschmerz, der 
selbst Krankheit ist: die Migräne. 
Eine Migräne aber kann wiederum 
recht unterschiedliche Ursachen ha­
ben und sich unterschiedlich äußern, 
kann halbseitig auftreten, geht meist 
mit übelkeit einher, führt zu Erbre­
chen - bei Kleinkindern oft mög­
licherweise einziges Symptom, wie 
Dr. Gert Jacobi vo'n der Universitäts­
kinderklinik Frankfurt am Main 
schreibt. 
Und die Ursachen der Migräne kön­
nen ganz im Psychischen liegen oder 
auch rein knöcherner Natur sein: 
eine Veränderung der Halswirbel­
säule zum Beispiel, wodurch das ent­
sprechende Blutgefäß für das Gehirn 
eingeengt wird. Sowohl das "Zur­
Ruhe-kommen" am Wochenende wie 
die Anspannung im Streß des Tages­
geschehens können einen Migräne­
anfall auslösen. Und dann muß noch 
geklärt werden, ob der Anfall wirk­
lich eine Migräne ist, was oft nur der 
Spezialist, der Neurologe, diagnosti­
zieren kann, denn bei weitem nicht 
jeder halbseitige Kopfschmerz ist 
eine Migräne. 
So verlangt der Internist Dr. Otto 
Neu von der Medizinischen Polikli­
nik der Universität Frankfurt, daß 
bei jedem Patientel'l, der über Kopf­
schmerzen klagt, eine gründlicbe in­
ternistische Untersuchung durchge-

führt wird. Denn auch im internisti­
schen Bereich kennt man viele Ur­
sachen des Kopfschmerzes, 'sei e& 
Bluthochdruck oder chronische Nie­
renentzündung, eine n'icht exakt ge­
nug behandelte Zuckerkrankheit 
oder - und hier schließt sich der 
Kreis, dessen Mittelpunkt der Kopf­
schmerz ist - das regelmäßige Ein­
nehmen von Schmerztabletten. Der 
schnelle Griff zur Pille ist - auf 
lange Sicht ganz sicher - .kein Weg, 
der aus dem Schmerz heraus, son­
dern der in den Kopfschmerz hinein­
führt. 
Daß Kopfschmerzen einen verstim­
men, wer kennt es nicht. Aber es ist 
auch umgekehrt möglich: Verstim­
mungen können Ursache des Kopf­
schmerzes sein. So hält Professor 
Otto Schrappe von der Universitäts­
Nervenklinik Würzburg es für wich­
tig, beim Symptom Kopfschmerz, 
auch beim organisch bedingten, nach 
einer begleitenden Verstimmungs­
symptomatik zu fahnden. Ein Kopf­
schmerz, der Symptom einer psychi­
ehen Erkrankung ist, läßt sich durch 
Kopfschmerzmittel nicht heilen, wohl 
aber kann hier, wie in einem Fall 
von "ungeklärtem Kopfschmerz", 
über den Professor Schrappe berich­
tet, eine entsprechende Behandlung 
mit Psychopharmaka zur Schmerz­
freiheit führen und die Verstimmung 
beseitigen. 
Ist allerdings eine Veränderung der 
Halswirbelsäule oder die verspannte 
Nackenmuskulatur Ursache des 
Schmerzes, so werden Psychophar­
maka sicher nicht weiterhelfen. Hier 
ist vielmehr eine Massagebehand­
lung, Wärmeanwendung oder - so 
Professor ?erhard Exner, OTthppä­
disehe Universitätsklinik Marburg - ' 
in bestiminten Fällen sogar eine 
Röntgenreizbestrahlung notwendi!. 
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Personalien 
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Rechtswissenschaften 
Dr. Winfried Hassemer, Dozent an 
der Universität München, ist zum 
Professor (H4) an der Universität 
Frankfurt ernannt worden. Sein Fach 
ist "Rechtstheorie, Rechtssoziologie 
und Strafrecht". 

Wirtschaftswissenschaften 
"Herr Prof. Dr. Karl Abraham, Eme­
ritus im Fachbereich 2, Wirtschafts­
wissenschaften, ist als einziger Red­
ner aus der BRD eingeladen worden, 
bei der internationalen Konferenz 
von "The European-Atlantic Move­
ment" in der Universität Oxford vom 
24.7. bis 3.8.1973 einen Vortrag zu 
halten. Das Gesamtthema der Tagung 
lautet: From here to 2000 A. D., Chal­
lenges and Responses for the Western 
World." Herr Abraham wird spre­
chen über: "The Inter:dependence of 
Long Range Economic and Educatio-
nal Planning". . 

Erziehungswissenschaften 
Dr. Elisabeth Neumayer wurde zum 
Honorarprofessor ernannt. 

Dr. Elisabeth Becker wurde zur Pro­
fessorin (H2) ernannt. 

Psychologie 
Professor Dr. Viktor Sarris wurde 
zum Professor (H 4) ernannt (Psycho­
logie, insbesondere Allgemeine Psy­
chologie) . . 

Geschichtswissenschaften 
Dr. Wolfgang Klötzer, Direktor des 
Archivs der Stadt Frankfurt, wurde 
die Bezeichnung Honorarprofessor 
verliehen. 

Mathematik 
Professor Dr. Hermann Rost (H2) hat 
Rufe auf H4-Professuren für Wahr­
scheinlichkeitstheorie und Statistik 
an die Universität Regensburg, Biele­
feld und Heidelberg erhalten. Er hat 
den Ruf nach Heidelberg zum 1. April 
1973 angenommen. 

Professor Dr. Dietrich Werner Müller 
(H3) hat Rufe auf H4-Professuren für 
mathematische Statistik ·an die Uni­
versitäten Münster und Köln erhal­
ten. - Er hat einen Ruf auf eine H3-
Professur an der Universität Heidel­
berg zum WS 1972/73 angenommen. 
Dr. Reinhardt Kiehl, Professor (H 4) 
für Reine Mathematik, hat einen Ruf 
auf einen Lehrstuhl an der Universi­
tät Mannheim angenommen. 
Prof. Dr. Peter Szüsz erhielt eine 
Gastprofessur. 
Dr. Hans Föllmer wurde zum Profes­
sor (H 3) ernannt. 

Biochemie und Pharmazie 
Wilhelm Weinmann, langjähriger 
Materialverwalter des Pharmazeuti­
schen Instituts, hat die Altersgrenze 
erreicht. In einer Feierstunde wurde 
er von Prof. Oelschläger verabschie­
det. 

Biolog'ie 
Dr. Hans-Ulrich Schnitzler wurde 
zum Professor (H2) ernannt. 
Dr. Hans Martin Jahns wurde zum 
Professor (H2) ernannt. 
Dr. Theodor Butterfaß ist zum Pro­
fessor (H4) ernannt worden. Sein 
Fach ist "Biologie". 

Geowissenschaften 
Prof. Dr. K. H . Pfeffer, Institut für 
Physische Geographie, wurde zum 
1. Vorsitzenden des Verbands der 
Deutschen Karst- und Höhlenfor­
scher gewählt. 

Humanmedizin 
Professor Dr. G. Schewe wurde zum 
Professor an der Universität Gießen 
ernannt. 
Der Wissenschaftliche Rat . und Pro­
fessor an der Universität Düssel­
dorf, Dr. Dr. Willi Schumacher, ist 
zum Professor (H4) an der Universi­
tät Frankfurt ernannt worden. Sein 
Fach ist "Medizinis.che Psychologie". 

UNI-REPORT 

Auktion von Jobs für Studenten 
Die hektische und mit Spannung geladene Atmosphäre einer Auktion herrscht 
jeden Abend von Montag bis freitag in den Räumen des Studentischen 
Schnelldienstes der Frankfurter Universität, wenn dort um 17.15 Uhr die 
tagsüber eingegangenen Arbeitsaufträge an studenten verlost werden. Die 
Verlosung wird mit dem Nummerziehen eingeleitet. Von 16.30 bis 17.15 Uhr 
ziehen Interessenten eine Nummer, die zur Teilnahme an der .,Versteigerung" 
berechtigt. Bewerben sich mehrere um den gleichen Job, so erhält ihn der· 
jenige mit der niedrigsten Nummer. 

Das zahlenmäßige Verhältnis von denten nach studienfachgebundener 
Angebot und Nachfrage beim Studen- Arbeit besteht in größerem Maß für 
tischen Schnelldienst ist schlicht und Juristen und Volkswirte. 
einfach katastrophal. Jeden Tag ste- Zu dem viel zu geringen Stellenange­
hen 15 bis 20 Aufträgen 150 bis 200 bot kommt ein weiterer Aspekt hinzu, 
Nachfragen gegenüber. Dieser An- der mehr als unerfreulich ist: Die 
drang herrscht das ganze Jahr über. "persönlichen" Auflagen mancher 
Das Arbeitsangebot ist zwar seit drei Arbeitgeber. Sauber, ordentlich, kur­
Jahren konstant, doch Zeitarbeitsfir- zer Haarschopf, rechtens in der Ge­
men nehmen einen großen Teil der sinnung und möglichst deutscher Her­
Stellen weg. kunft - so wünschen sich diese Ar­
Der Studentische Schnelldienst, der beitgeber ihre studentische Aushilfs­
als Abteilung des Studentenwerks kraft. Diese Art "spezieller Zusatz­
nach den Richtlinien der Bundesan- forderungen" an den studentischen 
stalt für Arbeit arbeitet, ist gezwun- Arbeitskollegen auf Zeit ist für den 
gen, jedes Angebot anzunehmen. Die Studentischen Schnelldienst und seine 
Skala der verlangten Tätigkeiten ist Mitglieder mehr als nur eine immer 
breit und reicht von Aushilfsarbeiten wiederkehrende ErschWernis. Stellen 
jeglicher Art, Büro- oder Lagertätig- sie doch oftmals massive soziale Dis­
keiten, Einsatz als Fahrer, als Nach- kriminierungen der gesamten Stu­
hilfelehrer oder Babysitter bis hin zu dentenschaft dar, die in der Regel 
Dolmetscher- und Übersetzungsarbei- nicht auf Erfahrungen, sondern auf 
ten, Standhilfen bei Messen und· dem . Vorurteilen basieren und die von 
Einsatz als Hostessen. Den Auf trag- vornherein das notwendige gegensei­
gebern wird empfohlen, einen Min- tige Vertrauens- und Arbeitsverhält­
deststundenlohn von sieben Mark nis belasten. 
netto.für einfache Arbeiten anzubie-
ten. Bei guten · Schreibmaschinen-
kenntnissen 8,50,.mit .Steno 9,50 Mark, 
dolmetschen, je nach den erwünsch-

Attraktive und sehr interessante Fe~ 
rienjobs für Studentinnen und Stu­
denten, bietet die Zentralstelle für Ar­
beitsvermittlung (ZA V) der Bundes­
anstalt für Arbeit in Frankfurt am 
Main für das europäische und' über­
seeische Ausland an. Tabakernte in 
Kanada, Weinlese in Frankre~ch, eine 
Palette von Dienstleistungstätigkeiten 
in den USA, Einsatz in der Gastrono­
mie und im Hotelgewerbe in En.g!an~ 
oder in der Schweiz und Ferientätig­
keiten in Südafrika und Australien -
die Nachfrage nach diesen Jobs, die 
mindestens zwei Monate dauern,. ist 
sehr groß. Rund 180 Anfragen flattern 
der ZA V täglich ins Haus, ·wovon nur 
wenige zu erfolgreicher Vermittlung 
gelangen, denn das Stellenangebot ist 
auch hier sehr begrenzt. Im Jahre 
19'71 konnte die Zentralstelle für Ar­
beitsvermittlung noch 1172 Studen­
tinnen und Studenten ins Ausland 
vermitteln, 1972 kam es aufgrund des 
zurückgegangenen Stellenangebotes 
nur noch zu . 949 Vermittlungen. Wer 
diese Arbeiten im Ausland aufnimmt, 
darf nicht damit rechnen, daß er als 
reicher Mann nach Hause kommt, 
denn zum einen sind die Löhne nicht 
gerade hoch, und zum anderen muß 
jeder Teilnehmer die Reisekosten zu 
den jeweiligen Arbeitsplätzen selbst 
aufbringen. 

ten Sprachkenntnissen zwölf bis 
zwanzig Mark in der Stunde und für 
Messetätigkeiten rund 100 Mark am 
Tag. Nach Erfahrungen werden diese 
Stundenlöhne auch gezahlt, die auf 

Zu wenig Mediziner? 
jeden Fall in Relation zu der erbrach-
ten Arbeitsleistung stehen. . 
Der Studentische Schnelldienst hat 
Verbindungen zu einem Stamm von 
Jnrmen, mit denen er das ganze Jahr 
über arbeitet. Der 'Wunsch vieler Stu-

Warnung vor einem sozialen Ne 

Die Zahl der Medizinstudenten ist 
von 1963 bis 1972 um 32 Prozent auf 
36200 gestiegen. Die Ausgaben für die 
medizinischen Fakultäten sind nach 
einer Schätzung des Statistischen 
Bundesamtes im gleichen Zeitraum 
von 900 Millionen DM auf 3,7 Milliar­
den DM angewachsen, also etwa ver­
vierfacllt worden . . ·Del' .ParlälnE!nta­
rische Staa1ssekretar im B.undesmi­
nisterium für Biidung und Wissen­
schaft, Karl Fred Zander, vertrat 
dazu die Auffassung, diese Zahlen 
vermitteln den Eindruck, daß bei dem 
erheblichen Anstieg der Haushalts­
mittel für die medizinischen Fakul­
täten die Ausbildungskapazität stär­
ker zugenommen haben müßte als 
die Studentenzahl. "Allerdings muß 
bei einem Vergleich der Entwicklung 
der Ausgaben einerseits und der Stu­
dentenzahlen andererseits berück­
sichtigt werden, daß ein erheblicher 

Teil der Ausgaben auf die Hochschul­
kliniken und damit auch auf die Ver­
besserung der Krankenversorgung 
entfällt und daß insbesondere ein 
großer Teil der Investitionsausgaben 
im Bereich der Medizin für Ersatz 
oder die Sanierung überalterter .Ge­
bäude·aufgewandt. werden mußte. . . " 
DIE!! BQhd.~sregierl1hgmt,jedoch in der 
Tatd.er 4uf:fäsSW1g~ d}).ß ·iinVerlauf 
der weiteren Rah,menplanungfür den 
Hochschulbau die Arbeiten :an- einer 
neuen Bedarfsschätzung für Medizi­
ner und zur Ermittlung der· Ausbil, .. 
dungskapazität in der Medizin mit 
Vor-rang vorangetrieben und die 
Zulassungszahlen entsprechend dem 
Entwurf des Bildungsgesamtplans 
festgesetzt werden müssen." 

Als wirksames Mittel im Kampf ge­
gen den sozialen Numerus c1ausus soll 
der Wohnraumbau für Studenten 
verstärkt gefördert werden. Zuneh­
mend würden Fälle bekannt, in denen 

Gaststätten 

schiedene Wohnformen; .auch die der 
Gruppenwohnungen, geeignet sind", 
sagte der Minister. Ziel des Bau- und 
Konstruktionswettbewerbes sei es, 
baureife Planungen zu entwickeln, 
die möglichst viele Planungsalterna-
tiven möglich machen. .. 

U mweltschutz-Preis 

In folgenden Restaurants, Gaststät­
ten und Geschäften werden Essen­
marken entgegengenommen: 
Cafe Bauer, Jordanstl'. 1 
Feinkost Jaeger, Feldbergstr. 16 
Gaststätte "Adalbert-Stuben", Adal­
bertstr. 37~39 

Studierende ihr Studium wegen feh­
lender Wohnmöglichkeiten. nicht hät­
ten beginnen können, obwohl Stu­
dienplätze vorhanden gewesen seien. 
Das erklärte Bundeswissenschafts­
minister Klaus von Dohnanyi auf 
einer Veranstaltung des AStA der 
Universität Mainz. "Unser Ziel ist es, 
bis 1977 zusätzlich zu den Ende dieses 
Jahres voraussichtlich vorhandenen 
76 000 Wohnheimplätzen weitere 
56000 Wohn plätze zu fördern. " Mit 
dieser Steigerung der Zahl der Wohn­
heimplätze um über 70 Prozent inner­
halb von 4 Jahren solle erreicht wer­
den, daß dann für 17 Prozent der 1978 
erwarteten 780 000 Studierenden 
Wohnplätze innerhalb und außerhalb 
von Studentenwohnheimen zur Ver­
fügung ständen. Der entsprechende 
Anteil liegt gegenwärtig zwischen 10 
und 11 Prozent. 

Kritik anKMK-Rechnung 

Die Senatskommission zur Vorberei­
tung der Errichtung eines wissen­
schaftlichen Zentrums für Umwelt­
forschung an der Universität Frank­
furt ist ~ wie im vergangenen Jahr 
- vom Präsidenten beauftragt wor­
den, · einen Vorschlag für die Verlei­
hung eines Preise~ für eine wissen­
schaftliche Arbeit zu unterbreiten, 
die sich mit Fragen der Umweltfor­
schung befaßt. {Jhiversitätsangehö­
rige, die seit dem Sommer 1972 ent­
sprechende Arbeiten angefertigt 
haben, werden gebeten, eine kurze 

Gaststätte M. Pielock, Jordanstr. 3 
Gaststätte "Zur Lehrschmiede" , 
Schloßstr. 126 
Imbiß "Uni-Quick", Robert-Mayer­
Str.18-
Mensa 
Restaurant "Club la Grotte", Fried­
richstr.47 
Restaurant "Gino" - Pizzeria - , 
Robert-Mayer-Str. 63 
Restaurant im "Bilka-Kaufhaus", 
Leipziger Str. 88 
Restaurant im "Kaufhof", Leipziger 
Straße 
Restaurant im Senckenbergmuseum, 
Senckenberganlage 25 

"Die Lebens- und Studienbedürfnisse 
der Studenten müssen Grundlage der 
Studentenwohnraumplanung sein. 
Das Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft bereitet deshalb 
gegenwärtig einen Wettbewerb über 
,studentisches Wohnen' vor. Dabei soll 
versucht werden, für Studentenwohn­
heime Lösungen zu finden, d~e es 
erleichtern, sich veränderten Anfor­
derungen anzupassen und die für ver-

Kritik an der Lehrermangelberech­
nung der KuItusminjsterkonferenz 
übte der GEW .. Vors~tzende Erich 
Frister. Es könne ke,ine Rede da­
von sein, daß der Lehrermangel an 
Gymnasien sich "bis 1980 in einen 
Oberschuß umwandeln" werde. 
Die vorgelegten Zahlen seien außer­
dem "derart wenig differenziert, daß 
sie in gar keinem Fall zu grundlosen 
Warnungen vor der A1.lfnahme eines 
Lehrerstudiums" dienen könnten. 
Frister forderte die KMK erneut auf, 
ihre Berechnungsunterlagen "trans­
parent und damit für die Öffentlich­
keit und die Betroffenel1 kontrollier­
bar" zu machen. 

In der Erklärung des GEW-Vorsit­
zenden wird außerdem darauf hinge­
wiesen, daß "die KMK zur Behaup­
tung eines bevorstehenden Lehrer­
überschusses nur kommen kann, weil 
sie die notwendigen Verbesserungen 
im Oberstufenbereich einfach aus­
klammert". So seien die Senkung der 
Klassenfreque~zen und die Reform 
der Lehrerausbildung unberücksich­
tigt geblieben, obwohl gerade diese 
beiden Aspekte "unter dem Gesichts­
punkt der Oberstufenreform und der 
zunehmenden Verzahnung berufli­
cher und allgemeiner Bildung. an Be­
deutung gewinnen". 

Vo.rlesungsbeginn im Winterse­
mester 1973/74 ist am 15. Oktober 
1973. Vorlesungsende ist am 15. Fe­
bruar 1974. 

Mitteilung an das federführende Mitq 
glied der Senatskommission, Herrn 
Prof. Dr. Werner Meißner, Seminar 
für Volkswirtschaftslehre, Frank­
furt/Main, Schumannstr. 34 a, Tele­
fon 2430, zu geben. 

Am Institut für Kristallographie (Fachbereich 17, Geowissen­
schaften) ist ab sofort die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN BEDIENSTETEN 
(BAT II a) zu besetzen. 
Zum Aufgabenbereich gehört unter anderem die Beteiligung 
am Forschungsprojekt "Kristallographische Untersuchung 
fehlgeordneter Struktur der terrestrischen und extraterrestri­
schen Materie" und die Beteiligung an kristallographischen 
Übungen. 
Bewerber werden gebeten, die üblichen Bewerbungsunterlagen 
bis zum 15. Juli 1973 an das Sekretariat des Instituts für 
Kristallographie, Senckenberganlage 30, zu richten. 

Die Bildstelle sucht zum 1. Juli 1973 einen 
OFFSETDRUCKER 

für Kleinoffsetdruck an Rotaprint R 40 und R 30. Vergütung 
erfolgt nach BAT VII. Bewerbungen werden erbeten an die 
Bildstelle der Johann Wolfgang Goethe-Universität, 6 Frank­
furt, Mertonstraße 17. 

Im Fachbereich Biologie (Didaktik) der Johann Wolfgang 
Goethe-Universität, Frankfurt am Main, ist ab sofort die 
Stelle eines 

AKADEMISCHEN RATS 

(A13) zu besetzen. Voraussetzungen: Der Bewerber soll pro­
moviert sein und nach dem abgeschlossenen Hochschulstudium 
eine mindestens zweijährige wissenschaftliche und praktisch­
fachliche Tätigkeit nachweisen. Zu seinem Aufgabenbereich 
gehören die Mitarbeit bei der Entwicklung und Erprobung 
experimenteller fachdidaktischer Unterrichtsvorhaben, die Be­
teiligung an fachdidaktischen Forschungsvorhaben, die über­
nahme von Verwaltungsfunktionen und die Einweisung von 
Studenten in den Gebrauch wissenschaftlicher Geräte und 
Unterrichtsmedien verschiedener Art. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen werden bis zum 
15. August 1973 an den Dekan des Fachbel:eichs Biologie, 
6 Frankfurt am Main, Siesmayerstraße 70, erbeten. 

Der letzte Uni-Report im SS erscheint am 5. Juli 73 

Im Bereich Anorganische Chemie 11 der Johann Wolfgang 
Goethe-Universität, Frankfurt am Main-Niederrad, Sandhof­
straße, ist zum 1. August 1973 die Stelle einer 

SEKRETÄRIN 
(BAT VI b) neu zu besetzen. Zum vielfältigen Aufgab~nbereich 
gehören außer Erledigung anfallender Korrespondenz vor 
allem die Verwaltung des Institutetats, Personalangelegen-
heiten und Bestellungen. . 
Bewerbungen sind zu richten über Professor Dr. H. Bock an 
den Dekan, 6 Frankfurt am Main-Niederrad, Theodor-Stern= 
Kai 7 (Tel. 7 98 - 6301/6080). 

Im Dekanat des Fachbereichs· Neuere Philologien der Johann­
. . Wolfgang Goethe-Universität ist ab sofort die Stelle einer 

'SEKRETÄRIN - ,. 

(halbtags) zu besetzen. Die Vergütung erfolgt nach· BAT VI b. 
Es handelt sich um eine selbständige und abwechslungsreiche 

. Tätigkeit. Auch Studentinnen, die Schreibmaschinenkenntnisse 
b.esitzen und mit -einfacher Büroarbeit vertraut sind, können 
SIch bewerben. 
Nähere Informationen unter Telefon 798/2971. Bewerbungen 
bitte an das Dekanat Neuere Philologien, 6 Frankfurt am Main, 
Georg-Voigt-Straße 12. 
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